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— Nr. 40. —— 


(Nr. 8375.) Geſetz, betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen und Plätzen in 
Städten und ländlichen Ortſchaften. Vom 2. Juli 1875. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den ganzen Umfang 
der Monarchie, was folgt: 
K. I. 


Für die Anlegung oder Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten 
und ländlichen Ouſchaffen ſind die Straßen⸗ und Baufluchtlinien vom Gemeinde⸗ 
vorſtande im Einverſtändniſſe mit der Gemeinde, bezüglich deren Vertretung, dem 
öffentlichen Bedürfniſſe entſprechend unter Zuſtimmung der Ortspolizeibehörde 
feſtzuſetzen. 
a Die Ortspolizeibehörde kann die Feſtſetzung von Fluchtlinien verlangen, 
19 die von ihr wahrzunehmenden polizeilichen Rückſichten die Feſtſetzung 
ordern. 

Zu einer Straße im Sinne dieſes Geſetzes gehört der Straßendamm und 
der Bürgerſteig. 

Die Straßenfluchtlinien bilden regelmäßig zugleich die e das 
heißt die Grenzen, über welche hinaus die Bebauung ausgeſchloſſen iſt. Aus 
beſonderen Gründen kann aber eine von der Straßenfluchtlinie verſchiedene, jedoch 
in der Regel höchſtens 3 Meter von dieſer zurückweichende Baufluchtlinie feſt⸗ 
geſetzt werden. 8 2 


Die Feſtſetzung von Fluchtlinien ($. 1.) kann für einzelne Straßen und 
Straßentheile oder, nach dem vorausſichtlichen Bedürfniſſe der näheren Zukunft, 
durch Aufſtellung von Bebauungsplänen für größere Grundflächen erfolgen. 

Handelt es ſich in Folge von umfaſſenden Zerſtörungen durch Brand oder 
andere Ereigniſſe um die Wiederbebauung ganzer Ortstheile, ſo iſt die Gemeinde 
verpflichtet, ſchleunigſt darüber zu beſchließen, ob und inwiefern für den betreffen⸗ 
den Ortstheil ein neuer Bebauungsplan aufzuſtellen iſt und eintretenden Falls 
die unverzügliche Feſtſtellung des neuen Bebauungsplanes zu bewirken. 
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Bei Feſtſetzung der Fluchtlinien iſt auf Förderung des Verkehrs, der Feuer⸗ 
ſicherheit und der öffentlichen Geſundheit Bedacht zu nehmen, auch darauf zu 
halten, daß eine Verunſtaltung der Straßen und Plätze nicht eintritt. 

Es iſt deshalb für die Herſtellung einer genügenden Breite der Straßen 
und einer guten Verbindung der neuen Bauanlagen mit den bereits beſtehenden 
Sorge zu fragen. 

F. 4. 


Jede Feſtſetzung von Fluchtlinien ($. 1.) muß eine genaue Bezeichnung der 
davon betroffenen Grundſtücke und Grundſtückstheile und eine Beſtimmung der 
Höhenlage, ſowie der beabſichtigten Entwäſſerung der betreffenden Straßen und 
Plätze enthalten. g 

$. 5. 


Die Zuſtimmung der Ortspolizeibehörde ($. 1.) darf nur verſagt werden, 
wenn die von derſelben wahrzunehmenden polizeilichen Rückſichten die Verſagung 
fordern. 

Will ſich der Gemeindevorſtand bei der Verſagung nicht beruhigen, fo 
beſchließt auf ſein Anſuchen der Kreisausſchuß. 

Derſelbe beſchließt auf Anſuchen der Ortspolizeibehörde über die Bedürfniß⸗ 
frage, wenn der Gemeindevorſtand die von der Ortspolizeibehörde verlangte Feſt⸗ 
ſetzung (§. 1. Alinea 2.) ablehnt. 

$. 6. 

Betrifft der Plan der beabſichtigten Feſtſetzungen ($. 4.) eine Feſtung, oder 
fallen in denſelben öffentliche Flüſſe, Chauſſeen, Eiſenbahnen oder Bahnhöfe, fo 
hat die Ortspolizeibehörde dafür zu ſorgen, daß den betheiligten Behörden recht⸗ 
zeitig zur Wahrung ihrer Intereſſen Gelegenheit gegeben wird. 


F. 7. 

Nach erfolgter Zuſtimmung der Ortspolizeibehörde, bezüglich des Kreis⸗ 
ausſchuſſes ($. 5.), hat der Gemeindevorſtand den Plan zu Jedermanns Einſicht 
offen zu legen. Wie letzteres geſchehen ſoll, wird in der ortsüblichen Art mit 
dem Bemerken bekannt gemacht, daß Einwendungen gegen den Plan innerhalb 
einer beſtimmt zu bezeichnenden präkluſiviſchen Friſt von mindeſtens vier Wochen 
bei dem Gemeindevorſtande anzubringen ſind. 

Handelt es ſich um Feſtſetzungen, welche nur einzelne Grunoſtücke betreffen, 
ſo genügt ſtatt der Offenlegung und Bekanntmachung eine Mittheilung an die 
betheiligten Grundeigenthümer. ö Be 


l. 8. 


Ueber die erhobenen Einwendungen (F. 7.) hat, ſoweit dieſelben nicht durch 
Verhandlung zwiſchen dem Gemeindevorſtande und den Beſchwerdeführern zur 
Erledigung gekommen, der Kreisausſchuß zu beſchließen. Sind Einwendungen 

nicht 
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nicht erhoben oder iſt über dieſelben endgültig ($. 16.) beſchloſſen, ſo hat der 
Gemeindevorſtand den Plan 1 l feſtzuſtellen, zu Jedermanns Einſicht offen 
zu legen und, wie dies geſchehen ſoll, ortsüblich bekannt zu machen. 


| §. 9. 1 

Sind bei Feſtſetzung von Fluchtlinien mehrere Ortſchaften betheiligt, ſo 1 

hat eine Verhandlung darüber zwiſchen den betreffenden Gemeindevorſtänden 5 

ſtattzufinden. 5 

Ueber die Punkte, hinſichtlich deren eine Einigung nicht zu erzielen iſt, 1 

beſchließt der Kreisausſchuß. 1 
$. 10. 


Jede, ſowohl vor als nach Erlaß dieſes Geſetzes getroffene Feſtſetzung von 
Fluchtlinien kann nur nach Maßgabe der vorſtehenden Beſtimmungen aufgehoben 
oder abgeändert werden. 

Zur Feſtſetzung neuer oder Abänderung ſchon beſtehender Bebauungspläne 
f in den Städten Berlin, Potsdam, Charlottenburg und deren nächſter Umgebung 
bedarf es Königlicher Genehmigung. 


. 11. 


Mit dem Tage, an welchem die im F. 8. vorgeſchriebene Offenlegung be⸗ 
ginn tritt die Beſchränkung des Grundeigenthümers, daß Neubauten, Um- und 
usbauten über die Fluchtlinie hinaus verſagt werden können, endgültig ein. 
Gleichzeitig erhält die Gemeinde das Recht, die durch die feſtgeſetzten Straßen⸗ 
fluchtlinien für Straßen und Plätze beſtimmte Grundfläche dem Eigenthümer 
zu entziehen. 


§. 12. 8 


f Durch Ortsſtatut kann feſtgeſtellt werden, daß an Straßen oder Straßen⸗ 
N theilen, welche noch nicht gemäß der baupolizeilichen Beſtimmungen des Orts 
für den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig hergeſtellt ſind, Wohngebäude, 
die nach dieſen Straßen einen Ausgang haben, nicht errichtet werden dürfen. 
1 Das Ortsſtatut hat die näheren Beſtimmungen innerhalb der Grenze vor⸗ 
i ſtehender Vorſchrift feſtzuſetzen und bedarf der Beſtätigung des Bezirksrathes. 
Gegen den Beſchluß des Bezirksrathes iſt innerhalb einer Präkluſivfriſt von 
aue Tagen die Beſchwerde bei dem Provinzialrathe zuläſſig. 

en erfolgter Beſtätigung ift das Statut in ortsüblicher At bekannt 
zu machen. 


K. 13. 


Eine Bite en kann wegen der nach den Beſtimmungen des H. 12. 
eintretenden Beſchränkung der Baufreiheit überhaupt nicht, und wegen Entziehung 
oder Beſchränkung des von der Feſtſetzung neuer Fluchtlinien betroffenen Grund⸗ 
eigenthums nur in folgenden Fällen gefordert werden: 


J) wenn die zu Straßen und Plätzen beſtimmten Grundflächen auf Verlangen 
der Gemeinde für den öffentlichen Verkehr abgetreten werden; 
(Nr. 8375.) 2) wenn 
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2) wenn die Straßen⸗ oder Baufluchtlinie vorhandene Gebäude trifft und das 
Grundſtück bis zur neuen Fluchtlinie von Gebäuden freigelegt wird; 
3) wenn die Straßenfluchtlinie einer neu anzulegenden Straße ein unbebautes, 
aber zur Bebauung geeignetes Grundſtück trifft, welches zur Zeit der Feſt⸗ 
ſtellung dieſer Fluchtlinie an einer bereits beſtehenden und für den öffent⸗ 
lichen Verkehr und den Anbau fertig geſtellten anderen Straße belegen iſt, 
und die Bebauung in der Fluchtlinie der neuen Straße erfolgt. 

Die Entſchädigung wird in allen Fällen wegen der zu Straßen und Ten 
beſtimmten Grundfläche für Entziehung des Grundeigenthums gewährt. Außer⸗ 
dem wird in denjenigen Fällen der Nr. 2., in welchen es ſich um eine Be⸗ 
ſchränkung des Grundeigenthums in Folge der Feſtſetzung einer von der Straßen⸗ 
fluchtlinie verſchiedenen Baufluchtlinie handelt, für die Beſchränkung des bebaut 
geweſenen Theiles des Grundeigenthums (F. 12. des Geſetzes über Enteignung 
von Grundeigenthum vom 11. Juni 1874.) Entſchädigung gewährt. 

In allen obengedachten Fällen kann der Eigenthümer die Uebernahme des 
ganzen Grundſtücks verlangen, wenn daſſelbe ch die Fluchtlinie entweder ganz 
oder ſoweit in Anſpruch genommen wird, daß das Reſtgrundſtück nach den bau⸗ 
polizeilichen Vorſchriften des Ortes nicht mehr zur Bebauung geeignet iſt. 

Bei den Vorſchriften dieſes Paragraphen iſt unter der Weich Grund⸗ 
n fen. im Zuſammenhange ſtehende Grundbeſitz des nämlichen Eigenthümers 

egriffen. 


§. 14. 


Für die Feſtſtellung der nach §. 13. zu gewährenden Entſchädigungen und 
die Vollziehung der Enteignung kommen die FF. 24. ff. des Geſetzes über Ent⸗ 
eignung von n vom 11. Juni 1874. zur Anwendung. 

Streitigkeiten über Fälligkeit des Anſpruchs auf Entſchädigung gehören zur 
gerichtlichen Entſcheidung. 

Die Entſchädigungen find, ſoweit nicht ein aus beſonderen Rechtstiteln 
Verpflichteter dafür aufzukommen hat, von der Gemeinde aufzubringen, innerhalb 
deren Bezirk das betreffende Grundſtück belegen tft. 


§. 15. 


Durch Ortsſtatut kann feſtgeſetzt werden, daß bei der Anlegung einer 
neuen oder bei der Verlängerung einer ſchon beſtehenden Straße, wenn ſolche 
zur Bebauung beſtimmt iſt, ſowie bei dem Anbau an ſchon vorhandenen bisher 
unbebauten Straßen und Straßentheilen von dem Unternehmer der neuen An⸗ 
lage oder von den angrenzenden Eigenthümern — von letzteren ſobald ſie Ge⸗ 
bäude an der neuen Straße errichten — die Freilegung, erſte Einrichtung, Ent⸗ 
wäſſerung und Beleuchtungsvorrichtung der Straße in der dem Bedürfniſſe ent⸗ 
ſprechenden Weiſe beſchafft, ſowie deren zeitweiſe, höchſtens jedoch fünfjährige 
Unterhaltung, beziehungsweiſe ein verhältnißmäßiger Beitrag oder der Erſatz der 
u allen dieſen Maßnahmen erforderlichen Koſten geleiftet werde. Zu dieſen 
Verpflichtungen können die angrenzenden Eigenthümer nicht für mehr Shine 

älfte 
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Hälfte der Straßenbreite, und wenn die Straße breiter als 26 Meter ift nicht 
für mehr als 13 Meter der Straßenbreite Derangegogen werden. 


Bei eng der Koſten find die Koſten der geſammten Straßenanlage 
und beziehungsweiſe deren Unterhaltung zuſammen zu rechnen und den Eigen⸗ 
thümern nach Verhältniß der Länge ihrer, die Straße berührenden Grenze zur 
Laſt zu legen. 

Das Ortsſtatut hat die näheren Beſtimmungen innerhalb der Grenze vor⸗ 
ſtehender Vorſchrift feſtzuſetzen. Bezüglich ſeiner Beſtätigung, Anfechtbarkeit und 
Bekanntmachung gelten die im $. 12. gegebenen Vorſchriften. 

Für die Haupt und Reſidenzſtadt Berlin bewendet es bis zu dem Zuſtande⸗ 
kommen eines ſolchen Statuts bei den Beſtimmungen des Regulativs vom 
31. Dezember 1838. 


$. 16. 


Gegen die Beſchlüſſe des Kreisausſchuſſes ſteht dem Betheiligten in den 
Fällen der $$. 5. 8. 9. die Beſchwerde bei dem Bezirksrathe innerhalb einer 
Präkluſivfriſt von einundzwanzig Tagen zu. 

In den Fällen, in denen es ſich um Wiederbebauung ganzer durch Brand 
oder andere Ereigniſſe zerſtörter Ortstheile handelt, tritt an die Stelle dieſer 
Präkluſivfriſt eine ſolche von einer Woche. 


$. 17. 


Die durch die $$. 5. 8. und 9. dem Kreisausſchuſſe und in höherer Inſtanz 
dem Bezirksrathe beigelegten Befugniſſe und Obliegenheiten werden in den einem 
Landkreiſe angehörigen Städten mit mehr als 10,000 Einwohnern, oder wenn 
unter mehreren betheiligten Gemeinden ($. 9.) ſich eine ſolche Stadt befindet, von 
dem che und in höherer Inſtanz von dem Propinzialrathe, in den 
Stadtkreiſen, oder wenn unter mehreren betheiligten Gemeinden (F. 9.) ſich ein 
Stadtkreis befindet, von dem Provinzialrathe und auf Anſuchen der Gemeinde 
in höherer Inſtanz von dem Miniſter für Handel wahrgenommen. 

In den el Landen tritt an die Stelle des Kreisausſchuſſes 
der Amtsausſchuß und ſteht auch dieſem die Beſtätigung der Ortsſtatuten (SS. 12. 
und 15.) zu. Die Beſchwerde⸗Inſtanz bildet der Landesausſchuß. 


§. 18. 


Bis dahin, daß in den verſchiedenen Provinzen der Monarchie die Kreis⸗ 
ausſchüſſe und die Bezirks- und Provinzialräthe gebildet find, hat die Bezirks⸗ 
regierung (Landdroſtei) die denſelben durch dieſes Geſetz überwieſenen Geſchäfte 
wahrzunehmen. 

Die Beſchlußfaſſung in der höheren Inſtanz ſteht in den Fällen der $$. 5. 
8. und 9. dem Miniſter für Handel, im Falle der $$. 12. und 15. dem Ober⸗ 
präſidenten zu. 

Für die Stadt Berlin liegt bis zur Bildung einer beſonderen Provinz 
Berlin die Wahrnehmung der in den FF. 5. 8. und 9. dem Kreisausſchuſſe bei- 
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gelegten Funktionen dem Miniſter für Handel de., die Beſtätigung der Statuten 
nach den $$. 12. und 15. dem Miniſter des Innern ob 

§ 195 


Alle den Beſtimmungen dieſes Geſetzes entgegenſtehenden allgemeinen und 
beſonderen Venice Vorſchriften werden hierdurch aufgehoben. 

Alle Beſtimmungen der im Verwaltungswege erlaſſenen Bauordnungen, 
ſonſtigen polizeilichen Anordnungen und Ortsſtatuten, welche mit den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes in Widerſpruch ſtehen, treten außer Kraft. 

F. 20. 

Der Miniſter für Handel wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes be⸗ 
auftragt. 

5 Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſtegel. 
Gegeben Bad Ems, den 2. Juli 1875. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt, 
v. Kameke. Achenbach. 


Redigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


